
 1

Das Epidemiologische Meldesystem für 
Infektionskrankheiten – ein Paradigmenwechsel 

 
Strauss1, El Belazi1, Scharinger2, Pregartbauer2, Auer3, Hrabcik4 

 
 
 
1 Abt III/A/1, Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend 
2 Abt I/A/2, Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend 
3 Leiter der Sektion I, Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend 
4 Leiter der Sektion III, Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend 
 
 
Durch die Verpflichtung hinsichtlich rascher und möglichst vollständiger Meldung 
von Infektionskrankheiten gemäß der am 28. April 2008 neu erlassenen EU-
Falldefinitionen bzw. auch im Rahmen der Meldepflichten des EU-
Frühwarnsystems für Infektionskrankheiten entstand in den Mitgliedstaaten ein 
großer Druck, die nationalen Surveillancesysteme zu optimieren (1,2). Um eine 
„real time“ Surveillance zu etablieren, ist die Errichtung von elektronischen 
Meldesystemen nötig, aus welchen in regelmäßiger Frequenz (monatlich, 
wöchentlich) mittels entsprechender Schnittstellen die für das TESSy (= The 
European Surveillance System) notwendigen Daten extrahiert werden können. 
TESSy ist die EU-weite Datenbasis für Infektionskrankheiten, welche vom ECDC 
(European Centre for Diseases Prevention and Control) gewartet und analysiert 
wird (3). 
 
In Österreich wurde daher ein entsprechendes Projekt „Epidemiologisches 
Meldesystem (EMS)“ als Kooperation zwischen der zuständigen Fachabteilung 
(Abt III/A/1 – Infektionskrankheiten, Seuchenkontrolle, Krisenmanagement) 
sowie der IT-Abteilung (Abt I/A/2 - Informationsmanagement) und in enger 
Zusammenarbeit mit dem amtsärztlichen Dienst konzipiert (Bild 1). Dieses 
Projekt wird auch als Reformprojekt im Rahmen des Verwaltunginnovations-
Programmes des Bundeskanzleramtes geführt. Bei der Errichtung derartiger 
elektronischer Meldesysteme ist es sinnvoll, von „best practice modells“ zu 
lernen, da ja alle EU-Länder dieselbe Meldeverpflichtung entsprechend der 
Falldefinitionen haben. Das Bundesministerium für Gesundheit, Familie und 
Jugend (BMGFJ) hat daher eng mit dem Robert-Koch-Institut (RKI/Berlin) 
zusammengearbeitet, welches seit Jahren ein derartiges System betreibt (4). 
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Bild 1: EMS-Arbeitsgruppe „Outbreak Modul“ 
 

 
 
 
Da es sich bei diesem Projekt aufgrund der großen Anzahl von involvierten 
Stellen um ein komplexes Vorhaben handelt, wird dieses in drei 
Umsetzungsstufen realisiert. In der ersten Umsetzungsstufe wird ein zentrales 
EMS eingerichtet, auf welches die Bezirksverwaltungsbehörden (BVBs), die 
Landessanitätsdirektionen (LSDs) und das BMGFJ zugreifen können. In einer 
zweiten Umsetzungsstufe wird den Labors sowie Referenzlabors/-zentralen 
die Eingabe in das zentrale EMS ermöglicht. In einer dritten Umsetzungsstufe 
wird der Vollausbau des EMS erreicht, in dem neben den Labors bzw. 
Referenzlabors/-zentralen auch die Ärzte und -innen bzw. Behandlungsstellen 
ihrer Meldeverpflichtung durch Eingabe der entsprechenden Daten in das EMS 
nachkommen. 
 
Je nach Umsetzungsstufe können alle bisherigen Meldungen bzw. Berichte mittels 
Formularen zwischen den bereits ins EMS eingebundenen Instanzen entfallen, da 
nun jede/r Beteiligte entsprechend ihres/seines Kompetenzbereichs Zugriff auf 
das EMS hat. Übergreifend zu den drei Umsetzungsstufen wurde das Projekt 
zudem um die Konzeption eines Outbreak Moduls erweitert, im Rahmen dessen 
den zuständigen BVBs und LSDs die elektronische Erstellung von eigenen 
„Ausbrüchen“ bestehend aus bereits im EMS gemeldeten Fällen sowie deren 
Bearbeitung, Dokumentation, grafische Aufbereitung mittels Geographischem 
Informationssystem (GIS) und Analyse auf elektronischem Weg zur Verfügung 
gestellt werden soll.  
 
Im Juni 2008 traten alle gesetzliche Grundlagen in Österreich in kraft und somit 
kann das EMS mit Jänner 2009 operativ werden (5). Die Schulungen der Key 
User (= besonders qualifizierte Mitarbeiter und -innen in den LSDs) (Bild 2) 
sowie der End User (= Mitarbeiter und –innen der BVBs) in den Bundesländern 
wurden bereits im Herbst 2008 durchgeführt und sind seit Anfang Dezember 
abgeschlossen. 
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Bild 2: „Key User“ Schulung im BMGFJ (Gruppe 1), 16. Oktober 2008 
 

   
 
Ab Jänner 2009 ist die direkte Eingabe von Meldedaten durch die zur Meldung 
verpflichteten Amtsärzte und -innen auf Bezirksebene möglich. Bei auftretenden 
Fragen und Problemen ist vorgesehen, dass sich die Mitarbeiter und -innen der 
BVBs an den zuständigen Key User in der LSD wenden (= First Level Support). 
Sollte eine Unterstützung benötigt werden, wenden sich die LSD-Key User an das 
BMGFJ (= Second Level Support). Es wurde zusätzlich eine eigene E-Mail Adresse 
im BMGFJ für Anfragen eingerichtet: ems@ehealth.gv.at. Einlangende E-Mails 
werden an die jeweils zuständige Fachabteilung (I/A/2, III/A/1) weitergeleitet 
und umgehend bearbeitet. 
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